
politische ökologie

Die Welt gerät mehr und mehr aus den Fugen. Repräsentanten verschiedener
Weltreligionen mahnen daher eindringlicher als bisher einen Paradigmen-
wechsel im Umgang des Menschen mit seinesgleichen und der Natur an.
Kirchliche Akteure treiben die globale Nachhaltigkeitsdebatte mit voran und
setzen sich weltweit für praktischen Umweltschutz ein. 
Religion und Spiritualität haben das Potenzial zum Frieden und Schutz unse-
rer Lebensgrundlagen beizutragen. Schließlich treten alle religiösen Traditio-
nen für Grundwerte wie die Bewahrung der Schöpfung und Achtsamkeit ein.
– Ist die Zeit reif für eine Religionen übergreifende Allianz zur Rettung der
Welt, der sich auch Atheistinnen und Agnostiker anschließen können? 

Die Welt steht vor enormen ökologischen und sozialen Herausforderungen. Um sie zu bewältigen,

braucht es den Mut, ausgetretene Denkpfade zu verlassen, unliebsame Wahrheiten auszusprechen

und unorthodoxe Lösungen zu skizzieren. Genau das tut die politische ökologie mit einer Mischung

aus Leidenschaft, Sachverstand und Hartnäckigkeit. Die vielfältigen Zugänge eröffnen immer wieder

neue Räume für das Nachdenken über eine Gesellschaft, die Zukunft hat.

Die Reihe für Querdenker und Vordenkerinnen
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Biodiversität und Flächenverbrauch 

Für die Natur Boden gut machen  

Seit Jahren verschwindet in Deutschland viel zu viel Boden – und

damit der Lebensraum vieler Tier- und Pflanzenarten – unter Be-

ton. Dabei gibt es längst Maßnahmen, um den Flächenverbrauch

erfolgreich zu reduzieren. Ein vielversprechendes Beispiel ist die

Einführung des Handels mit Flächenzertifikaten.    

Seit 2002 gilt in Deutschland das Ziel, bis 2020 den Flächenverbrauch auf

höchstens 30 Hektar pro Tag zu reduzieren. (1) Das Integrierte Umweltprogramm

2030 des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

aus dem Jahr 2016 nennt 20 Hektar bis 2030 als Ziel. Der Sachverständigenrat für

Umweltfragen fordert sogar, die Flächeninanspruchnahme bis 2030 auf netto null

zu senken. Beiden Zielen ist die Bundesregierung nicht gefolgt, als sie Anfang 2017

mit der Neuauflage der Nachhaltigkeitsstrategie beschloss, den Anstieg der Sied-

lungs- und Verkehrsfläche bis 2030 auf lediglich 30 Hektar minus x pro Tag senken

zu wollen (vgl. S. 36 ff.).

Im Zeitraum von 2012 bis 2015 sind in Deutschland täglich (!) 66 Hektar Fläche

unter Siedlungen und Verkehrsinfrastruktur verschwunden. Damit liegt der Flächen-

verbrauch vom Reduktionsziel für 2020 noch mehr als doppelt so weit entfernt. Für

2050 strebt die Bundesregierung einen gegen netto null tendierenden Flächenver-

brauch und somit eine sogenannte Flächenkreislaufwirtschaft an. Dies entspricht

auch dem Ziel der Europäischen Kommission, die bis spätestens 2020 bei der Aus-

Von Kai Schlegelmilch
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arbeitung der verschiedenen EU-Politikbereiche sogar die direkten und indirekten

Auswirkungen auf die Landnutzung in der EU und weltweit berücksichtigen will. 

Außerdem hat sich Deutschland 2015 zur „neutralen Landnutzung“ verpflichtet, die

auch das Ziel 15 der globalen Nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable Develop -

ment Goals, SDGs) der Agenda 2030 fordert. Großzügig interpretiert könnte man

das Ziel als Stopp der Versiegelung auslegen. Im Zusammenhang mit dem Flächen-

verbrauch ist darüber hinaus auch das SDG 11 zentral, das vorsieht, Städte und Sied-

lungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig zu machen.    

Aus Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege ist der Flächenverbrauch eines der

größten Probleme. Denn mit dem Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsflächen geht

der kaum wieder gut zu machende Verlust der vielfältigen ökologischen Funktionen

von Böden, den darauf wachsenden Pflanzen, davon lebenden Tieren und des Land-

schaftsbildes einher. Da unsere Ökosysteme nur im Zusammenspiel aller Elemente

funktionieren können, ist eine Reduktion des Flächenverbrauchs für einen effektiven

Naturschutz und eine nachhaltige Landschaftsentwicklung essenziell.

Erforderliche und erfolgreiche Maßnahmen

Einen Überblick über Instrumente, die eine umweltverträgliche Raumnutzung ermög-

lichen, hat der Umweltrat bereits 1996 gegeben. Neben planerischer Vorsorge und

ordnungsrechtlichen Maßnahmen spielen ökonomische Maßnahmen wie Steuern,

Subventionen und Flächenhandel eine wichtige Rolle. Sie werden begleitet von In-

formations-, Vorbild-, Forschungs- und Kooperationsmaßnahmen.

Durch die Gesetzgebungszuständigkeit für das Bauplanungsrecht – insbesondere mit-

tels des Baugesetzbuches – kommt dem Bund eine große Verantwortung zu. Aber

auch die umfangreichen Infrastrukturausgaben, Forschungsvorhaben und Modell -

projekte müssen helfen, die Flächeninanspruchnahme zu verringern. Die Kommunen

sind ebenfalls wichtige Entscheidungsträgerinnen, denn die konkrete Umsetzung er-

folgt vor Ort.

Die im Bauplanungsrecht verankerte generelle Leitlinie „Erhaltung vor Ausbau vor

Neubau“, realisierbar durch Innenentwicklung und Flächenrecycling, hat höchste Prio-

rität (vgl. S. 86 ff.). Das Baugesetzbuch macht dies in der Bodensparklausel deutlich.

Seit 1990 ermöglicht die Freistellungsklausel des Umweltrahmengesetzes den neuen
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Bundesländern, die Finanzierung von Schäden an Anlagen und Grund stücken zu

übernehmen. Bis 2020 werden zudem 37.000 Hektar frei werdende Militärflächen

an die Kommunen zurückgegeben, ihre zivile Nachnutzung schont ebenfalls Flächen.

Steuerung einer naturverträglichen Raumnutzung                

Vielversprechende Instrumente, um Flächen zu schonen, sind vor allem steuerliche

und finanzielle Ansätze, die Abschaffung naturschädlicher Subventionen sowie die

Einführung des Flächenhandels. 

Steuerliche und finanzielle Ansätze: Der Bund beteiligt sich in erheblichem Maße

an der Finanzierung der ökologischen Altlasten in Deutschland. Daneben sollten

Förderprogramme zur Verminderung des Flächenverbrauchs beitragen. Zentral sind

insbesondere die Programme der Städtebauförderung (Stadtumbau Ost/West). 

Eine weitere ökonomische Maßnahme ist die Grundsteuer, deren Potenzial jedoch

bislang ungenutzt bleibt. Die Länderfinanzminister(innen) haben sich erst 2016 auf

eine Reform geeinigt, die als Bezugsgröße auf Grund und Boden sowie Gebäude ab-

stellt. Die von Bürgermeister(inne)n, dem Naturschutzbund Deutschland und Wis-

senschaftler(inne)n gegründete Initiative „Grundsteuer: Zeitgemäß!“ hält das für

falsch, denn eine sogenannte verbundene Grundsteuer bestraft die Bautätigkeit und

belohnt die Bodenspekulation. Die Initiative setzt sich daher für eine Bodenwert-

steuer ein; dieser können sich Grundstückseigentümer(innen) nicht mit der Zurück-

haltung von Investitionen entziehen, weil sie in jedem Fall zu bezahlen ist, egal ob

und wie das Grundstück bebaut wird. Die Eigentümer(innen) werden also alles da-

ran setzen, möglichst hohe Einnahmen zu erzielen – bei eben ohnehin feststehenden

Kosten in Form der Grundsteuer. Das dürfte am einfachsten durch zusätzliche In-

vestitionen auf diesen knappen Flächen mit Aussicht auf eine ertragreiche Rendite

zu erreichen sein.

Allerdings ist die Höhe der Grundsteuer derzeit so gering, dass ihr in nahezu keinem

Fall eine entscheidungsrelevante Anreizwirkung zuzurechnen ist. Dazu müsste sie

deutlich höher liegen und an die aktuellen Verkehrswerte der Grundstücke anknüp-

fen. Diese liegen mitunter um den Faktor zehn und mehr über den heute genutzten

sogenannten Einheitswerten aus dem Jahr 1964. Jetzt ist es insbesondere die Auf-

gabe des Bundestages, die erforderlichen Korrekturen in das weitere Gesetzgebungs-
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verfahren einzubringen. Hamburg hat rückwirkend ab Anfang 2016 Aufkommen

aus seiner Grundsteuer, das aus der Neuerschließung von Flächen entsteht, gezielt

für ökologische Projekte ausgegeben, um so eine Art ökologischen Finanzausgleich

für Flächenverbrauch bei Bauprojekten zu schaffen. Faktisch ist das nichts anderes

als eine Zweckbindung der ohnehin anfallenden Grundsteuer, die nun nicht mehr in

den allgemeinen Steuer topf, sondern direkt an die Umweltbehörde in das Sonder-

vermögen Naturschutz und Landschaftspflege fließt, um Parks und Naturschutzge-

biete besser zu pflegen. Ziel ist es, neuen Wohnraum zu ermöglichen und zugleich

Grünflächen zu erhalten und zu verbessern.

Auf kommunaler Ebene werden zudem vereinzelt Versiegelungsabgaben erhoben,

sodass sich etwa die Abwassergebühr in Abhängigkeit von der versiegelten Fläche

und der in die Kanalisation eingeleiteten Regenwassermenge berechnen lässt. Dies

kann in geringem Umfang dazu beitragen, dass die konkrete Versiegelung etwas zu-

rückgeht; gleichwohl wird das den Gesamtflächenverbrauch kaum beeinflussen.

Abbau naturschädlicher Subventionen: Positiv hat sich die 2006 abgeschaffte

 Eigenheimzulage auf die Reduktion des Flächenverbrauchs ausgewirkt. Allerdings

gibt es in der großen Koalition Überlegungen, sie begrenzt auf Familien wieder ein-

zuführen. Eine andere naturschädliche Subvention, die es abzuschaffen und durch

eine Regelung für Härtefälle zu ersetzen gilt, ist die Pendlerpauschale. Auch die Sub-

ventionierung von Dienstwagen zu beenden, würde die Umweltschadenskosten in-

ternalisieren. Bisher begünstigt sie durch eine zu geringe Besteuerung Vielfahrer(in-

nen) und erhöht damit den Druck, Infrastruktur auszubauen. 

Eine zielgerichtete Maßnahme ist dagegen, die Verkehrssubventionen durch die Aus-

weitung der Lkw-Maut auf möglichst alle Straßen zu reduzieren. Eine leistungsab-

„ Wenn es um die Durchsetzung von Umweltsteuern

geht, sind viele Politiker wenig mutig.“

Verträglichkeitsprüfung 
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hängige Pkw-Maut würde in ähnlicher Weise helfen, den Flächenverbrauch zu sen-

ken. Von der derzeit von der Bundesregierung verfolgten Variante ist dies jedoch

nicht zu erwarten. Generell würde der Abbau naturschädlicher Subventionen Milli-

arden Euro freisetzen und die erforderliche Maßnahmen des Naturschutzes und der

Landschaftspflege finanzieren helfen.

Flächenhandel: Ein sehr grundsätzliches und daher mit großer Aufmerksamkeit

zu verfolgendes Instrument ist der Flächenhandel. Das Umweltbundesamt prüft mit-

tels eines bundesweiten Modellversuchs, ob handelbare Flächenzertifikate ein ziel-

führendes Instrument sein können. Nach jetzigem Stand scheint das Instrument

grundsätzlich geeignet zu sein, nun gilt es den Schritt zur Umsetzung des Flächen-

handels zu gehen. 

Bekanntlich wurde das 30-Hektar-Ziel bereits mit der ersten Nachhaltigkeitsstrategie

und Indikatorberichten im Jahr 2002 beschlossen und erst 2017 mit der Festlegung

auf „30 Hektar minus x pro Tag bis 2030“ ein klein wenig verbessert. Zugleich be-

scheinigt sich die Bundesregierung selbst, das Ziel (nahezu) zu erreichen. Doch es

muss auch über 2030 hinaus geplant werden. Außerdem ist das Ziel ebenso wenig

im Baugesetzbuch verankert wie die von der oben genannten Agenda 2030 gefor-

derte Netto-Null. 

Der jüngste Indikatorbericht zeigt, dass die bisherigen Maßnahmen wohl doch nicht

ganz ausreichen (vgl. S. 49 ff.). Auch mehrere Naturschutzziele drohen verfehlt zu

werden. Eng mit der Flächennutzung verbunden sind die Artenvielfalt und die Wäl-

der. Hier bestätigt die Bundesregierung selbstkritisch, dass die Entwicklung in die

falsche Richtung läuft. Daher hat das Bundesumweltministerium die Naturschutz-

Offensive 2020 mit einem ambitionierten Maßnahmenprogramm, unter anderem

einen für 2017 angekündigten Aktionsplan Flächenschutz, gestartet.  

Ökologie ist Langzeit-Ökonomie                

Der Ansatz, das Naturkapital – zum Beispiel durch Studien wie „The Economics of

Ecosystems and Biodiversity“ (TEEB) – ökonomisch besser zu erfassen und in die Ent-

scheidungsprozesse der Wirtschaftspolitik einfließen zu lassen, kann die Effektivität

der Naturschutzpolitik auch im Hinblick auf das Flächensparen erhöhen. Noch kon-

kreter wirkt sich das bereits 1993 von den Vereinten Nationen geschlossene Über-
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einkommen über die biologische Vielfalt aus (vgl. S. 74 ff.). Innerhalb eines ange-

messenen Rahmens ist es wohl am effektivsten, das Eigeninteresse in den Dienst

des Gemeinwohls zu stellen, und das gelingt neben der Förderung einer ethischen

Grundeinstellung am besten über Anreize. Aber noch zeigt sich die Realpolitik recht

unbeeindruckt. Wenn es um die Durchsetzung von Umweltsteuern geht, sind viele

Politiker(innen) wenig mutig. Daher darf man sich keinen Illusionen hingeben: Na-

turschutz- und Umweltpolitik konkurrieren kurzfristig letztlich mit der Wirtschafts-

politik um die politischen Prioritäten. Doch Ökologie ist Langfrist-Ökonomie. Und

wo das Staatsbudget profitieren kann, sitzt mit dem Bundesfinanzminister automa-

tisch der stärkste Verbündete mit am Tisch. Insofern können deutlich mehr ökono-

mische Ansätze und eine politisch-strategische Herangehensweise in der Tat für ei-

nen besseren Schutz der Natur sorgen.

Die Maßnahmen, um den Flächenverbrauch zu begrenzen, sind bekannt. Nun gilt

es, die Instrumente der planerischen Vorsorge und den Abbau naturschädlicher Sub-

ventionen voranzutreiben und schließlich den ebenfalls erforderlichen Flächenhan-

del einzuführen. 

Anmerkung
(1) Für wertvolle Hinweise danke ich meinen Kolleg(inn)en Peter Fritsch, Matthias Herbert,
 Helena Unkelbach, Christiane Schell, Burkhard Schweppe-Kraft und Lars Berger.
Eine ausführliche Literaturliste verschickt der Autor auf Anfrage.
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